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Liechtenstein ist Mitglied der «Early
Adopters Group», die den ersten auto-
matischen Informationsaustausch ab
dem Jahr 2017 anstrebt. Dieser Gruppie-
rung konnte sich das Land anschliessen,
weil 2013 mit der «Regierungserklä-
rung zur internationalen Steuerkoope-
ration» ein ausdrückliches Bekenntnis
zum globalen OECD-Standard abgege-
ben worden war. Im Rahmen der inte-
grierten Finanzplatzstrategie war es der
Regierung überdies gelungen, in Zu-
sammenarbeit mit den Wirtschaftsver-
bänden eine breit abgestützte, gemein-
same Positionierung im Bereich der
Steuerkooperation zu erarbeiten, die
 einerseits den aktuellen internationalen
Entwicklungen entspricht und anderer-
seits Rücksicht auf die Bedürfnisse des
Finanzplatzes nimmt.

Wichtige Anliegen für Liechten-
stein bildeten bei der Umsetzung des
Informationsaustauschs die Wahrung

des Datenschutzes und die Einhaltung
des Spezialitätsprinzips, das sicher-
stellt, dass die ausgetauschten Informa-
tionen von den Partnerstaaten nur für
die Veranlagung und Erhebung von
Steuern verwendet werden dürfen. Die
OECD hat dazu einen Leitfaden zur
Vertraulichkeit veröffentlicht, in dem
die bewährten Vertraulichkeitsprakti-
ken dargestellt sind und praktische Hin-
weise für die Gewährleistung eines an-
gemessenen Schutzniveaus gegeben
werden. Liechtenstein wird im Rahmen
von Abkommensverhandlungen zum
automatischen Informationsaustausch
mit den einzelnen Ländern die Sicher-
heit verlangen, dass der Vertragspartner
über einen entsprechenden Rechtsrah-
men verfügt, um die Vertraulichkeit der
Informationen und deren ausschliess -
liche Verwendung gewährleisten zu
können. Neben Datenschutz und Spe-
zialitätsprinzip legt Liechtenstein auch
Wert auf die Reziprozität, wonach
Rechte und Pflichten für beide Ver-
tragspartner gleichermassen gelten.
Bei einer allfälligen Nichtbeachtung
dieser in den Abkommen festgehalte-
nen Verpflichtungen, zum Beispiel im
Zusammenhang mit mangelndem Da-
tenschutz oder der Nichtbeachtung des
Spezialitätsprinzips, kann der Partner-
staat laut OECD-Abkommen den Infor-
mationsaustausch verweigern.

Globaler OeCD-Standard
Liechtenstein hat seit der «Liechten-
stein-Erklärung» von 2009 konsequent
den Weg zur Transformation des Fi-
nanzplatzes auf den internationalen
Standard verfolgt. Als der Europäische
Rat im Frühjahr 2013 den Beschluss
fasste, die Ausweitung des automati-
schen Informationsaustauschs auf EU-
Ebene und auf internationaler Ebene
voranzutreiben, war Liechtenstein dar -
auf vorbereitet. Das kurze Zeit darauf

von der OECD genehmigte Modell für
einen globalen Standard zum Infor -
mationsaustausch war in der «OECD-
Arbeitsgruppe 10» mit liechtensteini-
scher Beteiligung erarbeitet worden.
Mit der darauf folgenden Regierungs-
erklärung erneuerte Liechtenstein am
14. November 2013 sein Bekenntnis
zur internationalen Steuerkooperation
auf der Basis des OECD-Standards.
Dieses politische Bekenntnis zur Um-
setzung des neuen OECD-Standards
wurde auch gegenüber dem Global
 Forum (Global Forum on Transparency
and Exchange of Information for Tax
Purposes) abgegeben. Ebenso unter-
zeichnete Liechtenstein zusammen mit
50 weiteren Staaten und Jurisdiktionen
2014 eine multilaterale Vereinbarung
zur Umsetzung des neuen OECD-Stan-
dards zum automatischen Informations-
austausch.

Mit der Ausweitung der Rechtshilfe
in fiskalischen Strafsachen, die auf den
1. Januar 2016 in Kraft trat, nahm
Liechtenstein eine Empfehlung des In-
ternationalen Währungsfonds und des
Europarates auf, bei schweren Steuer-
delikten im Bereich der direkten und
 indirekten Steuern die erforderliche
Rechtshilfe zu leisten. Mit der bisheri-
gen Rechtslage befand sich Liechten-
stein in einem gewissen Widerspruch
zur Strategie, die in der «Liechtenstein-
Erklärung» festgelegt worden war. Die
Anpassung hat zur Folge, dass keine
Unterscheidung mehr gemacht wird
zwischen Steuerbetrug und Steuerhin-
terziehung. Allerdings muss die beider-
seitige Strafbarkeit gewährleistet sein:
Rechtshilfe wird nur geleistet, wenn bei
Umlegung des im Rechtshilfeersuchen
geschilderten Sachverhalts nach liech-
tensteinischem Recht eine gerichtlich zu
verfolgende Straftat vorliegen würde.

Die Ausweitung der Rechtshilfe auf
Fiskalstrafsachen erfüllt nicht nur inter-

Liechtenstein und der
automatische informationsaustausch
Liechtenstein hat sich mit der «Liechtenstein-erklärung» im Jahr 2009 zur Umsetzung eines informations-
austauschs in Steuersachen auf der Basis des globalen OeCD-Standards verpflichtet. am 29. Oktober 2014
unterzeichnete Liechtenstein mit 50 weiteren Staaten und Jurisdiktionen eine multilaterale vereinbarung zur
Umsetzung des neuen globalen Standards zum automatischen informationsaustausch (aia). Das liechtenstei-
nische aia-Gesetz, das die vereinbarung in nationales recht umsetzt, trat am 1. Januar 2016 in Kraft.
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nationale Standards, sondern verfolgt
auch den Zweck, das bisherige Rege-
lungsgefälle zwischen Rechtshilfe und
Amtshilfe in Steuerstrafverfahren auf-
zuheben.

«triple a»-Länderrating
Liechtenstein stärkte mit seiner aktiven
Politik die Reputation und Integrität
seines Finanzplatzes. Im September
2015 konnte Liechtenstein beim Län-
derrating von Standard & Poor’s die
 Anerkennung für diese Politik erneut
mit der Bestnote «Triple A» entgegen-
nehmen. Standard & Poor’s begründete
diese höchste Bewertung mit dem Hin-
weis, dass Liechtenstein keine Staats-
verschuldung aufweise und über eine
kapitalkräftige und gesunde Wirtschaft
verfüge.

Umsetzung des aia-Standards
in die nationale Gesetzgebung
Der Rechtsrahmen für die Umsetzung
des AIA-Standards besteht aus drei
Ebenen: einem internationalen Abkom-
men, einem gemeinsamem Meldestan-
dard und einem nationalen Umsetzungs-
gesetz. Die Umsetzung des Informati-
onsaustauschs mit einem Partnerstaat
erfolgt nicht automatisch, sondern be-
darf einer besonderen zwischenstaat -
lichen Vereinbarung der Partner. Das
nationale Umsetzungsgesetz, das in
Liechtenstein beschlossen wurde, legt
den gesetzlichen Rahmen fest, inner-
halb dessen der Informationsaustausch
mit Partnerländern erfolgen kann. Die
zur Meldung verpflichteten Finanz -
institute haben Meldungen an die liech-
tensteinische Steuerverwaltung zu er-
statten, welche diese Informationen in
einem automatisierten Verfahren an die
zuständigen Behörden der Partnerstaa-
ten weiterleitet. Als meldende Finanz-
institute gelten insbesondere Banken
und Lebensversicherungen, während
Industrie- und Gewerbebetriebe oder
Handels- und Dienstleistungsunterneh-
men in der Regel keine Verpflichtungen
zum Informationsaustausch haben.

Nicht verpflichtet zur Weiterleitung
von Informationen ist die Steuerver-
waltung, wenn die Übermittlung dem
«ordre public» Liechtensteins wider-
spricht. Ebenso besteht keine Verpflich-
tung zur Informationsübermittlung,
wenn die ausländischen Behörden nicht

in der Lage sind, vergleichbare Informa-
tionen über meldepflichtige Konten zu
übermitteln. Die Steuerverwaltung hat
die ausgetauschten Informationen über
einen Zeitraum von 5 Jahren aufzube-
wahren, nach Ablauf dieser maximalen
Verjährungsfrist aber zu vernichten.

Klassifizierung als meldende oder
nicht meldende Finanzinstitute
Zu den Grundzügen des automatischen
Informationsaustauschs gehört, dass
sich alle Rechtsträger als Finanzinstitut
(FI) oder als Non-Financial Entity (NFE)
zu klassieren haben. Als Rechtsträger
können alle Arten von juristischen Per-
sonen, wie eine Stiftung, eine Anstalt,
eine Kapitalgesellschaft oder ein Treu-
unternehmen, sowie ein Trust oder Ver-
mögensstrukturen verstanden werden.
Einzelunternehmen fallen jedoch im
Unterschied dazu nicht unter den Be-
griff Rechtsträger. Für bestehende
Rechtsträger muss die Klassifizierung
innerhalb eines Jahres ab dem Inkraft-
treten des Gesetzes erfolgen, während
neue Rechtsträger die Klassifizierung
unverzüglich vornehmen müssen.

Für Finanzinstitute fordert der AIA-
Standard anschliessend die Klassifizie-
rung als meldende oder nicht meldende
Finanzinstitute. Die von den melden-
den Instituten identifizierten Konten und
Personen aus Partnerstaaten sind der
Steuerverwaltung jedes Jahr automa-
tisch zu melden, die diese Informatio-
nen an die Partnerstaaten weiterleitet.
Zu den unter dem Begriff «Finanz -
konto» identifizierten Konten gehören
nicht nur die klassischen Bankkonten,
sondern beispielsweise auch Wertpa-
pierkonten oder im Fall von Invest-
mentunternehmen die Begünstigung
gegenüber einer Stiftung. Bei Versi -
cherungen fallen rückkauffähige Versi-
cherungsverträge und Rentenversiche-
rungsverträge unter diesen Begriff.

Detaillierte informationen über
Konten und Konteninhaber
Im Rahmen des Informationsaustauschs
übernehmen die Finanzinstitute die
Pflicht, detaillierte Angaben über die
Konteninhaber an die Steuerbehörde
weiterzuleiten. Zu den zu übermitteln-
den Informationen zählen Name, An-
schrift, Ansässigkeitsstaat und Steuer -
identifikationsnummer sowie Geburts-

datum des Kontoinhabers. Bei einem
Rechtsträger, beispielsweise einer Stif-
tung, müssen diese Daten von allen
Stiftungsbeteiligten bekanntgegeben
werden. Ferner ist in der Regel auch der
Kontostand per Ende des Kalenderjah-
res zu melden. Bei Verwahrkonten sind
Angaben über Zinsen, Dividenden oder
Erlöse im Fall einer Veräusserung zu
machen.

Aus Datenschutzgründen müssen
die Finanzinstitute den Kontoinhabern
ihre Tätigkeit im Rahmen der Informa-
tionspflicht mitteilen sowie darüber in-
formieren, an welche Partnerstaaten der
Informationsaustausch erfolgt und wel-
che Informationen weitergegeben wer-
den. Dabei haben Kontoinhaber das
Recht, die Berichtigung von unrichtig
ausgetauschten Informationen zu ver-
langen. Zum Datenschutz gehört auch,
dass sämtliche ausgetauschten Infor-
mationen von den Steuerbehörden ver-
traulich zu behandeln sind. Die ausge-
tauschten Informationen dürfen aus-
schliesslich für den steuerlichen Be-
reich, wie Veranlagung, Erhebung oder
Strafverfolgung, benutzt werden.

Planungs- und rechtssicherheit
International zeichnete sich schon vor
einigen Jahren ein Trend zum auto -
matischen Informationsaustausch ab.
Liechtenstein war sich bewusst, dass
dieser Trend nicht am Finanzplatz
Liechtenstein vorbeigehen würde. Die
Forderung Liechtensteins bei der Aus-
gestaltung des automatischen Informa-
tionsaustauschs konzentrierte sich auf
die Schaffung eines «level playing
field», denn nur ein akzeptierter inter-
nationaler Standard könne Wettbe-
werbsneutralität und Gleichbehand-
lung aller Beteiligten garantieren. Zu
den wichtigsten Anliegen Liechten-
steins bei der Umsetzung des automa-
tischen Informationsaustauschs zähl-
ten der Schutz der Vertraulichkeit der
Daten und das Prinzip der Gegenseitig-
keit. International anerkannt wird, dass
Liechtenstein aktiv mit der Entwick-
lung im Informationsaustausch umge-
gangen ist und frühzeitig die Weichen
für die künftige Planungs- und Rechts-
sicherheit für die Unternehmen auf dem
Finanzplatz Liechtenstein und für die
internationalen Kunden gestellt hat.
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